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    1. Einleitung


     


    „Wir haben heute alle zusammen Geschichte geschrieben. Milliarden Menschen haben lange darauf gewartet, dass die Weltgemeinschaft handelt. Heute kann ich sagen: Jetzt geht es endlich los.“ Mit diesen Worten kommentierte Bundesumweltministerin Barbara Hendricks den Abschluss der Weltklimakonferenz, die im Dezember 2015 in Paris stattgefunden hatte und in der die Begrenzung der Erderwärmung im Mittelpunkt gewesen war (tagesschau.de 2015). Die Bundeskanzlerin lobte das Ergebnis naturgemäß ebenso und wertete es als „historischen Wendepunkt“ (Die Bundesregierung 2015b). Doch es gab auch kritische Stimmen aus Deutschland: Der BUND-Chef Hubert Weigner etwa beschwerte sich darüber, dass es nicht mehr um die Rettung des Klimas ginge, „sondern es geht eher darum, zu sagen, wer die Schäden zahlt“ (tagesschau.de 2015). Als „Schweizer Käse“ hatte die Grünen-Politikerin Annalena Baerbock den Vertragsentwurf bezeichnet (tagesschau.de 2015).


     


    Diese Aussagen und die Reise von Kanzlerin Merkel nach Indien mit dem Ziel, Indien starke Anreize für den Klimaschutz zu bieten (Bojanowski 2015) machen zwei Dinge deutlich: dass für Deutschland der Umweltschutz eine große Rolle spielt und dass die Meinungen darüber, wie man diesem Ziel gerecht werden kann bzw. was als Erfolg gewertet werden kann, stark auseinandergehen.


     


    Dass für Deutschland der Schutz der Umwelt eine wichtige Rolle spielt, zeigt sich auch auf Verfassungsebene: Nach der Wiedervereinigung wurde mit dem Artikel 20a der Umweltschutz als Staatsziel in das Grundgesetz aufgenommen (Saretzki 2011: 635). Allerdings ist der Umweltschutz weder allein Sache des Bundes noch der Bundesländer. Trotzdem spielen die Bundesländer dabei eine überaus wichtige Rolle, denn sie wirken über den Bundesrat an der Bundespolitik mit. Dies gilt auch für die Umweltschutzpolitik. In Art. 74 GG ist geregelt, dass bspw. Naturschutz und Landschaftspflege sowie der Tierschutz der konkurrierenden Gesetzgebung unterliegen. Das bedeutet nach Art. 73 GG, dass die Länder in den in Art. 74 GG Bereichen Gesetze geben dürfen, solange und soweit der Bund dies nicht getan hat. Darüber hinaus beschreibt Art. 73 II GG, in welchen Gebieten die Länder Gesetze geben können, die von Bundesgesetzen abweichen. Der Naturschutz fällt darunter. Somit haben die Länder sowohl durch ihre Mitwirkung an der Bundespolitik als auch durch ihre eigenen Gesetzgebungsbefugnisse enormen Einfluss auf die Umweltpolitik. Diese Stellung wird dadurch verstärkt, dass die im Bund beschlossenen Gesetze und Verordnungen von den Bundesländern umgesetzt werden müssen, was deren Umweltverwaltungen in diesem Politikfeld eine wichtige Rolle zukommen lässt. Diese müssen außer den deutschen Rechtsvorschriften auch und in steigendem Maße die Richtlinien der Europäischen Union umsetzen. Im Feld der Umweltpolitik spielen natürlich auch andere Akteure wie Interessengruppen und Bürgerinitiativen eine wichtige Rolle (Saretzki 2011: 633-634), doch wirken diese vor allem auf die Parteien und Parlamente ein, sodass dennoch konstatiert werden kann, dass die Bundesländer ein, wenn nicht der, Dreh- und Angelpunkt von Umweltpolitik sind. Dies führt zu folgender Forschungsfrage, die mithilfe dieser Arbeit beantwortet werden soll: Wie wirkt sich die parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung auf die Umweltschutzpolitik eines deutschen Bundeslandes aus?


     


    Diese bisher kaum diskutierte Frage zu beantworten ist gesellschaftlich überaus interessant, da die Bürger nicht nur bei Europa- und Bundestags-, sondern auch bei Landtagswahlen Einfluss auf die zukünftige Umweltpolitik in Deutschland und in ihren Bundesländern nehmen können. Informationen über besonders umweltfreundliche und weniger umweltfreundliche Positionen der Parteien auch auf Landesebene können möglicherweise Auswirkungen auf ihre Stimmenabgabe bei Landtagswahlen haben.


     


    Des Weiteren besteht wissenschaftliche Relevanz wegen bisher kaum gemachter ländervergleichender Untersuchungen zum Thema Umweltpolitik (Seeger 2003: 9). Daraufhin ging Bertram Seeger dieser Frage nach und untersuchte die Umweltpolitik aller 16 Bundesländer. Er kam zu dem Ergebnis, dass „[...]staatliche Umweltpolitik im Föderativsystem der Bundesrepublik Deutschland zu jenen Politikfeldern gerechnet werden kann, in welchem sich die unterschiedliche parteipolitisch-ideologische Zusammensetzung von Regierungen nicht spürbar in einer unterschiedlichen Regierungstätigkeit widerspiegelt.“ (Seeger 2003: 387) Ob dieses Ergebnis durch die vorliegende Untersuchung, mit einem anderen Forschungsdesign, bestätigt werden kann, ist Teil des Erkenntnisinteresses. Die vorliegende Arbeit greift die Parteiendifferenzhypothese auf (Seeger 2003: 33); es wird die grundsätzliche Vermutung aufgestellt, dass Parteien die Regierungspraxis unterschiedlich beeinflussen.


     


    Durch die Formulierung der Frage ergibt sich das Erklärungsmodell; die Umweltschutzpolitik eines deutschen Bundeslandes als abhängige Variable wird von der unabhängigen Variable der parteipolitischen Zusammensetzung der betreffenden Landesregierung bestimmt.


     


    Dafür muss allerdings zunächst erklärt werden, was unter Umwelt bzw. Umweltschutz im Rahmen dieser Arbeit verstanden wird, da es dafür verschiedene Definitionen gibt. Es können technische, soziale, biologische und natürliche Umwelt des Menschen voneinander unterschieden werden. Die „technische Umwelt“ besteht aus vom Menschen erschaffenen Dingen wie Geräten, Straßen und Häusern. Unter „biologischer Umwelt“ kann die relevante Umgebung eines Lebewesens verstanden werden. Die „soziale Umwelt“ besteht für den Menschen wiederum aus anderen Menschen sowie aus Produkten und Prozessen, die auf menschliches Handeln zurückgeführt werden können. Die „natürliche Umwelt“ dagegen sind Wasser, Luft und Boden, welche für Pflanzen, Tiere und Mikroorganismen die Lebensräume bieten bzw. darstellen (Seeger 2003: 83). Der Begriff des Umwelt, der der vorliegenden Untersuchung zugrunde gelegt wurde, schließt an die Umwelt als „natürliche Umwelt“ an.


     


    Auch Umweltpolitik ist ein mehrdeutiger Begriff (Saretzki 2010: 1118), der definiert werden muss, bevor man überhaupt mit der Untersuchung beginnen kann, da von dieser Definition abhängt, was eigentlich genau untersucht wird.
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